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BT 1.3.4 Auslagerung der Compliance-Funktion oder von einzelnen Compliance-

Tätigkeiten 

 

1. Im Fall der teilweisen oder vollständigen Auslagerung der Compliance-Funktion sind 

alle einschlägigen aufsichtsrechtlichen Anforderungen unabhängig davon, ob es sich 

um eine teilweise oder vollständige Auslagerung handelt, einzuhalten. Zivilrechtliche 

Gestaltungen oder Vereinbarungen ändern oder modifizieren die jeweils relevanten 

aufsichtsrechtlichen Anforderungen nicht; sie können insbesondere nicht das Vorlie-

gen einer aufsichtsrechtlichen Auslagerung ausschließen. Die Geschäftsleitung ist für 

die Erfüllung der Anforderungen, insbesondere für eine individuelle, eindeutige und 

transparente Einrichtung der ganz oder teilweise ausgelagerten Compliance-Funktion 

verantwortlich.  

a. Die Geschäftsleitung eines Wertpapierdienstleistungsunternehmen kann entweder 

einen eigenen Mitarbeiter oder einen Mitarbeiter eines Auslagerungsunternehmens 

oder einen selbstständig / freiberuflich tätigen Compliance-Beauftragten ernen-

nen. 

- Die Verantwortung des Compliance-Beauftragten für die Durchführung der ge-

samten Compliance-Funktion des Wertpapierdienstleistungsunternehmens 

nach dem WpHG kann auch im Falle einer Auslagerung nicht auf mehrere Per-

sonen verteilt werden.  

- Der Compliance-Beauftragte kann sowohl von dem auslagernden Wertpapier-

dienstleistungsunternehmen als auch von dem Auslagerungsunternehmen ver-

langen, ihm diejenigen organisatorischen, sachlichen, personellen, sachlichen 

und finanziellen (Budget) Ressourcen sonstigen Mittel zur Verfügung zu stel-
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len, die für eine ordnungsgemäße Erfüllung seiner Funktion und Verantwortung 

im jeweiligen Wertpapierdienstleistungsunternehmen nach vernünftiger Ein-

schätzung erforderlich sind.   

- Der Compliance-Beauftragte übt auch im Falle einer Auslagerung der Comp-

liance-Funktion seine Tätigkeit unabhängig aus; er unterliegt in seiner Funkti-

on auch nicht den Weisungen des Auslagerungsunternehmens. Gleiches gilt für 

die ihm unterstellten Compliance-Mitarbeiter des Wertpapierdienstleistungsun-

ternehmens und / oder des Auslagerungsunternehmens.  

b. Unter der Gesamtv Verantwortung und Leitung des Compliance-Beauftragten kann 

ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen eigene Mitarbeiter, Mitarbeiter des 

Auslagerungsunternehmens, Mitarbeiter dritter Unternehmen und / oder selbstän-

dig / freiberuflich tätige Spezialisten zu einer individuellen einheitlichen Complian-

ce-Organisation zusammenführen.  

- Ob, wie und in welchen Formen des Zusammenwirkens die ausgelagerten Tä-

tigkeiten der Compliance-Funktion organisatorisch unter der Gesamtv Verant-

wortung und Leitung des Compliance-Beauftragten durchgeführt werden sol-

len, ist mit ihm und dem Auslagerungsunternehmen vor der Durchführung ein-

deutig und transparent zu regeln, insbesondere in einer institutsspezifischen 

‚Policy‘ oder in einem Service-Level-Agreement.  

- Auch wenn einzelne Compliance-Tätigkeiten von einem Auslagerungsunter-

nehmen erbracht werden, unterstehen die diese Tätigkeiten dort ausführenden 

Mitarbeiter unmittelbar den fachlichen Weisungen  des von der Geschäftslei-

tung des Wertpapierdienstleistungsunternehmens ernannten Compliance-

Beauftragten.  

- Eine Fragmentierung der Compliance-Funktion durch Auslagerung und / oder 

Weiterverlagerung auf mehr als ein Auslagerungsunternehmen und / oder 

durch sonstigen ergänzenden Fremdbezug darf soll nur bei unabweisbarer 

fachlicher und / oder technischer Notwendigkeit erfolgen. BT 1.3.2.2 bleibt un-

berührt. 

2. Die Anforderungen der §§ 25b KWG, 33 Abs. 2 WpHG, des Rundschreibens 

110/20102 (BA) – Mindestanforderungen an das Risikomanagement - MaRisk, insbe-

sondere AT 9, sowie dieses Rundschreibens finden Anwendung auf und bei der teil-

weisen oder vollständigen Auslagerung der Compliance-Funktion. Vom Wertpapier-

dienstleistungsunternehmen ausgelagerte Organisations-, Funktions- und Tätigkeits-

bereiche unterliegen auch beim Auslagerungsunternehmen den gleichen aufsichts-

rechtlichen Anforderungen wie im auslagernden Wertpapierdienstleistungsunterneh-

men selbst. Die teilweise oder vollständige Auslagerung von Compliance-Aufgaben 

stellt eine wesentliche Auslagerung im Sinne von AT 9 Ziff. 2 des Rundschreibens 

110/20102 (BA) – Mindestanforderungen an das Risikomanagement - MaRisk dar.  

3. Bevor ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen einen Dienstleister für die Auslage-

rung auswählt, muss es mit der gebührenden Sorgfalt aktiv prüfen, ob die relevanten 
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Vorgaben der §§ 25b KWG, 33 Abs. 2 und 33 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 WpHG sowie 12 

WpDVerOV auch im Fall der Auslagerung erfüllt sind. Der Umfang der Prüfung hat sich 

nach Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt der auszulagernden Aufgaben und 

Prozesse zu richten. Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen ist dafür verantwort-

lich, dass der Dienstleister über die nötige Organisation und fachliche Kompetenz, die 

individuell erforderlichen sachlichen, personellen, sachlichen und finanziellen Ressour-

cen sonstigen  Mittel sowie die einzusetzenden Mitarbeiter des Dienstleisters über die 

erforderliche Sachkunde und den Zugang zu allen für die wirksame, insbesondere und 

präventive Ausübung der ausgelagerten Compliance-Funktion erforderlichen Informa-

tionen einschließlich IT-Systemen und IT-Zugängen verfügen. 

4. Wertpapierdienstleistungsunternehmen müssen im Fall der teilweisen oder vollständi-

gen Auslagerung der Compliance-Funktion insbesondere auch deren Dauerhaftigkeit 

gewährleisten. Die Regelungen dieses Rundschreibens über die Rechte und Pflichten 

sowie die Rechtsstellung des Compliance-Beauftragten und seiner Compliance-

Mitarbeiter sind auch im Auslagerungsunternehmen sicherzustellen. Der gewählte 

Dienstleister muss in der Lage sein, die Compliance-Tätigkeit des Compliance-

Beauftragten und der Compliance-Mitarbeiter fortlaufend und nicht nur anlassbezogen 

sowie in dem jeweils sachlich erforderlichen Umfang und in der erforderlichen Qualität 

auch vor Ort in dem Wertpapierdienstleistungsunternehmen und seinen relevanten 

Niederlassungen angemessen ausüben zu lassen.  

5. Wertpapierdienstleistungsunternehmen müssen die angemessene Aufgabenerfüllung 

durch den Dienstleister, insbesondere die Qualität und Quantität seiner Dienstleis-

tung, nach im Einzelfall festzulegenden sachgerechten materiellen Kriterien tatsäch-

lich überwachen. Die Geschäftsleitung ist für die laufende Beaufsichtigung und Über-

wachung der ausgelagerten Compliance-Funktion und / oder der Compliance-

Tätigkeiten verantwortlich und muss über die hierfür erforderlichen Betriebsmittel und 

Sachkunde verfügen. Die Geschäftsleitung kann eine bestimmte unternehmenszuge-

hörige Person mit der laufenden Beaufsichtigung und Überwachung in ihrem Namen 

beauftragen.  


